
Alles was Recht  ist

FRIEDRICH SCHÖCHL
ist Skipper aus Leiden-
schaft, Erfinder der 
Skipper-Haftpflicht-
versicherung und  
Gründer der Versiche-
rungsgesellschaft  
Yacht-Pool.     
kolumne@ocean7.at
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Im Buch die Ha!ung des Skippers 
– seine Rechte/seine P"ichten, ei-
nem Standardwerk für Rechtsfra-

gen der Freizeit-Skipper, wird der 
juristische Rahmen, in dem sich 
Charter-Skipper und Charter-Provi-
der bewegen, in auch für den Laien 
verständlicher Form beschrieben. 
Ein Kapitel darin beschä!igt sich 
mit Klauseln der AGB  (dem Klein-
gedruckten), die rechtlicher Be-
standteil der Charterverträge sind. 

Diese AGB formuliert jeder Ver-
charterter individuell für sich, sie 
weichen deshalb teils erheblich 
voneinander ab. Und vielfach stößt 
man dabei auf Klauseln zu Lasten 
des Charterer, die klar gegen die 
rechtlich zwingenden Regeln des 
europaweit geltenden Verbraucher-
schutzes verstoßen und daher als 
„gi!ige“ Klauseln bereits seit Jah-
ren in der Kritik stehen.

Eine dieser inakzeptablen Klau-
seln ist die Festlegung des Gerichts-
standes auf den Gerichtsstand des 
Vercharterers. Dies ist zwar legitim, 
wenn es sich beim Charterer eben-
falls um ein Unternehmen handelt, 

aber rechtswidrig, wenn der Charte-
rer – wie in den allermeisten Fällen 
– eine Privatperson ist.

G E R I C H T S S TA N D  P E R  P R Ä Z E -
D E N Z FA L L  E I N D E U T I G  G E K L Ä R T 
In einem konkreten Fall mit unter-
schiedlichen Rechtsau#assungen 
zwischen einem deutschen Charter-
ter und einem griechischen Verchar-
terer (der Verlust der Schi#sschrau-
be war Gegenstand des Disputs) war 
zur Klärung zunächst einmal die 
Frage des zuständigen Gerichtes zu 
klären. So wurde sozusagen als Ne-
benprodukt der Streitsache dieser 
rechtlichen Auseinandersetzung die 
bisher von vielen Charter$rmen ig-
norierte Gerichtsstand-Frage vom  
Bayerischen Obersten Landesgericht 
mit wegweisender Begründung ein-
deutig  entschieden. Wegweisend, 
weil sich an OLG-Entscheidungen 
auch andere Gerichte bei der Recht-
sprechung in gleich gelagerten Fäl-
len orientieren.

Was war geschehen? Der sonst 
sehr bedachte Skipper Sailman 
(Name geändert) chartert stets bei 

Charter$rmen, die als AGB die  
 „International Yacht-Pool Terms & 
Conditions“, die frei von gi!igen 
Klauseln sind, anbieten. In diesem 
Fall wollte er aber das Schi# eines 
Anbieters, der dies nicht tat und 
 akzeptierte nach dem Motto „Wird 
schon passen“ deren Bedingungen.

Es passte nicht. Er wurde Opfer 
eines des uns gut bekannten, weil 
sehr häu$g au!retenden Problems: 
Der Skipper hatte nach einigen Ta-
gen ohne eigenes Verschulden die 
Schi#sschraube verloren. Da ihm 
kein anderes Schi# zu Verfügung 
 gestellt werden konnte, waren die 
restlichen Tage seines Chartertörns 
verloren. Dass Schi#sschrauben 
ohne äußere Einwirkung abfallen, 
birgt viel Kon"iktpotential – ins-
besondere dann, wenn für diesen 
unverschuldeten Fall auch noch die 
Kaution einbehalten wird.

Da über die verlorenen Charter-
tage mit dem Vercharterer keine 
 Einigung erzielt werden konnte  
und es sich beim Skipper um einen 
rechtskundigen Mann handelte, 
wandte er sich zur Klärung seiner 

Wo der 
Kläger, da 
der Richter
Ein Meilenstein in der Rechtssprechung und wegweisender 
Wendepunkt für Charter-Skipper und Charter-Provider.
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Forderung an das für seine Heimat-
gemeinde zuständige Amtsgericht. 
Von der Gerichtsstandsklausel im 
Kleingedruckten der AGB des Ver-
charterers ließ er sich dabei weder 
irritieren noch einschüchtern.

Der Chartervertrag wurde von ei-
ner deutschen Agentur an den grie-
chischen Flottenbetreiber vermittelt. 
Schon da ergab sich die erste Irri-
tation, da für den Laien nicht klar 
 erkennbar war, wer nun eigentlich  
der Vertragspartner für die Charter-
leistung ist. 

Übrigens eine in der Praxis sehr 
weitverbreitete Unkenntnis: Für  
die Leistungserbringung vor Ort  
ist der Vercharterer verantwortlich 
und nicht die Agentur, die den 
 Vertrag vermittelt hat. Verwirrung 
beim Charterer entsteht auch da-
durch, dass er von der Agentur ei-
nen Vertrag samt AGB bekommt, 
die aber lediglich das Rechtsver-
hältnis mit der Agenturtätigkeit 
 regeln und sich nur auf die Ver-
mittlungstätigkeit beschränken.

Die Frage, die zwar nicht Gegen-
stand dieser Klage war, sich aber  
in diesem Zusammenhang für alle 
Agenturen stellt, ist: Wie weit die 
Agenturen im Rahmen ihrer Bera-
tungstätigkeit eine Hinweisp"icht 
auf die AGB (das Kleingedruckte) 
des von ihr vermittelten Charter-
betreibers haben? Da sich Skipper 
Sailman über die Verantwortungs-
verteilung nicht sicher war, klagte er 
den griechischen Vercharterer und 
die deutsche Agentur als „Streitge-
nosse“ wegen P"ichtverletzung des 
Mietvertrages auf Ersatz der Charter-
gebühr, Unterbringungskosten etc.

Die Anwälte, die gemeinsam beide 
Beklagten (Agentur und Vercharte-
rer) vertraten, bestritten vehement 
die örtliche und internationale Zu-
ständigkeit des Gerichts. Denn der 
Vercharterer hatte ja in seinen AGB 
klar Athen als Gerichtsstand „ver-
einbart“. Das sah der Nürnberger 
Rechtsanwalt Tilmann Schellhas  
der Kanzlei Schieder und Partner als 
 Experte für Verbraucher-Recht aus 
Nürnberg völlig anders und war sich 

mit dem Richter absolut einig, diese 
folgenschwere Frage der nächsten 
Instanz, nämlich dem Bayerischen 
Obersten Landesgericht zur Ent-
scheidung vorzulegen.

DA S  WO H N S I T Z G E R I C H T D E S 
V E R B R AU C H E R S  I ST  Z U STÄ N D I G 
Mit diesem Urteil folgte das Bayeri-
sche Oberste Landesgericht der 
Rechtsau#assung des Rechtsanwalts 
Schellhas, der schon bei Klage  ein-
reichung auf die Regelungen des 
EU-Rechts und die damit gegebe- 
ne Zuständigkeit des Gerichtes am 
Wohnort des Skippers verwies.  
Dies gilt aber nur, wenn beide Par-
teien ihren Sitz im EU-Raum haben.

Das Bayerische Oberste Landes-
gericht erklärte den deutschen Ge-
richtstand des Skippers in einer 
18-seitigen Begründung für örtlich 
zuständig. Ausschlaggebend sei da-
bei unter anderem, dass das auslän-
dische Unternehmen Geschä!e mit 
dem Verbraucher am Wohnsitz des 
Verbrauchers tätigen wollte und zu 
einem Vertragsabschluss bereit 
war. Das allein war schon aufgrund 
der Tatsache, dass der Vercharterer 
über eine Agentur in Deutschland 
tätig war, belegt. 

Dieser nun in der Praxis gefällte 
Beschluss des Bayerischen Obersten 
Landesgerichts hat enorme Folge-
wirkung. Denn für die in Deutsch-
land tätigen auslän dischen Charter-
$rmen heißt dies, dass sich manche 
nun von dem  Irrglauben verabschie-
den müssen, dass unterschiedliche 
Rechtsau# assungen mit dem Skip-
per letztlich beim  vereinbarten Hei-
matgericht des  Vercharterers geklärt 
werden müssen. Und auch von der 
Annahme, dass dies der Skipper we-
gen des  damit verbundenen Kosten-
risikos (und der o! langjährigen 
Führung von Gerichtsverfahren) 
trotz Rechtsanspruchs unterlässt. 

E I N  U R T E I L  M I T  W E I T-
R E I C H E N D E N  F O LG E N  
Ein weiterer Nebene#ekt, den diese 
Auseinandersetzung bewirkte, war 
die unklare Abgrenzung der P"ich-
ten des Vercharterers und der Agen-
tur. Das brachte in diesem prakti-
schen Fall die Agentur in Gefahr, 
durch ihren Marktau!ritt aus der 
„Anscheins-Ha!ung“ mit zur Ver-
antwortung gezogen zu werden.  
Jedenfalls sah sich der Anwalt des 
Klägers in dieser Causa veranlasst, 
die Agentur als „Streitgenossen“ 
gleich mitzuverklagen.

Dieses Urteil ist mit Sicherheit ein 
Wendepunkt in der Durchsetzung 
der Rechte der Skipper. Mit ihm 
wurde die bisher als „Rechtstheorie“ 
empfundene Gerichtsstand-Frage 
nun in der Praxis rechtsgültig ver-
kündet. Und mit ihm werden wohl 
die bisher irrtümlich angenommen 
Hürden für private Skipper, um eine 
Klage anzustreben, endgültig fallen. 
Für sie gilt bei einem Streitwert bis  
€ 5.000,– ein vereinfachtes Ver-
fahren und der Heimatort als Ge-
richtsstand. Folglich werden es auch 
we niger Vercharterer bei unklarer 
Rechtslage auf eine Klage bei Ge-
richt ankommen lassen – sehr zu-
gunsten der Agenturen und Char-
terbetreiber, die ihr Geschä! 
ohnedies kunden orientiert betrei-
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„ Ist der Charterer eine Privatperson, so gilt sein 
Heimatort als Gerichtsstand, wenn er und der 
Vercharterer im EU-Raum ansässig sind.“

Die für eine Schiffs-
schraube einbehaltene 
Kaution brachte einen 
wichtigen  Präzendenz-
fall ins Rollen. 
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